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Der VII. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat auf
die miindliche Verhandlung vom 17. Oktober 1966 unter Mit-
wirkung des Vigzeprdsidenten des Bundesgerichtshofs Glanzmann
und der Bundesrichter Dr. Heimann-Trosien, Rietschel,
Hubert Meyer und Dr. Vogt '

fiir Recht erkannt:
Die Revision des Beklagten gegen das'Urteil des
1. Zivilsenats des Schleswig-Holsteinischen Ober-

landesgerichts in Schlesw1g vom 21. Januar 1964
wird zuriickgewiesen.

Der Beklagte‘-hat die Kosten'dér Revision zu tragen.

Von Rechts wegen

Tatbéstand:

Der im Jahre 1928 verstorbene Dr. h.c. D var
Inhaver des Il-Werks in LY. In den Jahren 1929 bis
1931 schlossen seine Witwe Elfriede und seine 3 Kinder,
nimlich der Beklagte, Dr. Heinrich (i) und Frau Br{R.
verschiedene Vertrige, auf Grund deren Heinrich D-
Alleininhaber des Werks wurde.

Im Jahre 1956 beauftragte der Beklagté den Kliger,
ein Gutachten dariiber zu erstatten, ob er noch Anspriiche
gegen Heinrich DR habe. Der Kléger begahte dies und
kam zu dem Ergebnis, daB der Beklagte an dem D-—x'iork
als Gescllschafter einer offenen Handelsgesellschaft zur
Hilfte beteiligt sei und von seinem Bruder die Einrdumung
ciner solchen Stellung verlangen kiénne. ‘
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In der Folgezeit fiihrten der Beklagte und der von
ihm beauftragte Wirtschaftspriifer Dr. G@ Verhandlun-
gen mit Heinrich D} und dessen Bevollmichtigten mit
dem Ziele, eine Beteiligung des Beklagten am Dilll-Verk
oder wenigstens eine erhebliche Abstandszahlung zu er-
halten; hierbeli beriet ihn der Kléger.

Eine Einigung kam bis Ende 1959 nicht zustande. An
28. Dezember 1959 reichte der Kldger im Auftrage des Be-
klagten bei dem Landgericht in IL{JllJ Xlage ein, mit der
u.a. die Beteiligung des Beklagten an dem Djil-Verk
zur Hdlfte, die Auszahlung eines entspfechenden Gewinn-
anteils seit 1931 und Rechenschaftslegung verlangt wuzx-
den. Den Streitwert gab der Kliger vorlidufig mit
1 Million DM an. ' '

Durch BeschluB vom 29. November 1960 setzte das
Landgericht den Streitwert auf 10 Millionen DM fest. Der
Beklagte warf dem Klédger darauf vor, er habe das Kosten-
risiko nicht hinreichend berucksichtigt. Er zog, neben
dem Kliger und Rechtsanwalt Dr. CEavs HENEN, 2ls
weiteren Berater den Rechtsanwalt Dr. XjjlEG =u:
Wien hinzu. Unter dessen Mitwirkung verglich er sich
mit seinem Bruder dashin, daB dieser zur Abgeltung aller
Anspriiche 2.550.000 DM zghlte. Der Vergleich wurde von
dem Kliger und dem ProzeBbevollmichtigten Heinrich Dl
zu ‘gerichtlichem' Protokoll e.rk,lialrt;

Der Klédger hat von dem Beklagten die ProzeB-, Vor-
handlungs-, Beweis~ und Vergleichsgebiihr nach einem
Streitwert von 10 Millionen DM, ein vereinbartes Sonder-
honorar von 5.000 DM sowie den Ersatz von Auslagen und
Nebenkosten, insgesamt 94.666,15 DM, verlangt. Hierauf
hat er Zahlungen des Beklagten von 17.198,40 DM verrcch-
net und den Rest von T77.467,75 DM nebst 6 % Zinsen ecinge-
klagt.
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. Der Beklagte meint, der Klidger sei durch die ge-

- leisteten Zahlungen abgefunden. Diescer habe nach cinen
Streitwert von hochstens 3 Millionen DM liquidicren
dtirfen. Vor allem sei er wegen schuldhafter Verletzung
seiner Pflichten schadenscrsatzpflichtig; mit dem Ge-
genanspruch werde aufgerechnet.

Das Landgericht hat den Bekiagten unter Abweisung
der Klage wegen des Sonderhonorars zur Zéhluhg von
72.467,75 DM nebst 4 % Zinsen verurteilt. Das Oberlan-
desgericht hat die Berufung des Beklagten zuriickgewic-
sen und den Zinssatz auf die Anschluflberufung des Klii-
gers auf 6 % erhsht. ' .

Mit der Revision verfolgt der Beklagte seinen Ab-
weisungsantrag weiter. Der Kldger beantragt, das Rechts-
mittel zuriickzuweisen.

Entscheidungsgriinde:

A e i i S . U i, e Y Y, S e i Yt Wl Vg G g
I.

Das Berufungsgericht hdlt den Xliger fiixr befugt,
geine Gebithren nach einem Streitwert von 10 Millionen
DM 2z2u bercchnen.

Die Revision 1ld8%t zwar die Peststellung des Ober-
landesgerichts gelten, der Klédger habe sich nicht ver-
pflichtet, seiner Abrechnung einen Streitwert von nur
3 Millionen DM zu Grunde zu legen. Sie meint aber, er
habc bei dem Beklagten den Bindruck erweckt, der Streit-
wert werde auf hochstens 3 Millionen DM festgesetat wer-
den, und nilsse nunmehr dafiir einstehen.

7
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Es kann dahinstehen, ob dieses Vorbringen gceecignet
wire, das Verlangen des Beklagten auf Abrechnung nach
einenm Streitwert von 3 Millionen DM zu begriinden. Denn
der dahingehende Vortrag der Revigion ist mit den Fest-
stellungen des Berufungsgerichts unvereinbar, an die dexr
Senat gemiid dem § 561 ZPO gebunden ist.

Nach dicsen Feststellungen hat der Klidger dem Be-
klagten unmiBverstiindlich mitgeteilt, daB allein der
vom Gericht festzusetzende Streitwert fiir die Gebihren-
- bercchnung mafigebend sei, und hat sich ausdricklich gec-
weigert, dem Beklagten zu bestidtigen, daB dieser Wertd
hichstens 3 Millionen DM betragen werde. Er hat dem Be-
klagten weiter mitgeteilt, daB fiir die Streitwertfest-
setzung dessen im Prozel geltend gemachtes Interesse
- maBgebend sei; bei der Besprechung in Brauniage hat cr
nit Riicksicht hierauf auch einen Betrag von "5 und noch
mehr Millionen DM" genannt. .em Beklagten ist daheid
klar gewesen, daB ¢s sich um unverbindliche Schidtzungen
handelte, zumal den Xldgsr sichere Unterlagen iber den
wirklichen Wert des Ljjiij-Verks fchlten. Wie unstreitig
ist, hat sich der Beklagte auch mit dritten Stellen we-
gen einer Finanzierung des Prozesses in Verbindung ge-
setzt, da er sich der Beschrénktheit seiner Mittel be-
wuBt war (vgl. seinc Schreiben vom 14. Mirz 1959,

9. -Fobruar 1961 und *. MArz 1961).

Daraus folgt, daB der Kliger den Beklagten minde-
stens nicht schuldhaft in den Glauben versetzt hat, cr
konne sich auf einen Streitwert von hiochstens 3 Millionen
DM verlassen. Das gilt umso mehr, als der Beklagte in
seinenm Schreiben an den Kldger vom 14. Mirz 1959 selbst
davon spricht, Dr. Goetze habe das Bigenkapital des
' THR-Verks auf 25 Millionen und das Gesemtvermogen aufl
30 Millionen DM geschitzt.
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Das Vorbringen der Revision, mit der sice dic Fest-
stellungen des Berufungsgerichts bekdmpft, erschdpft sich
in unzulidssigen Angriffen gegen die rechtlich nicht zu
beanstandende und vollstindige Beweiswiirdigung des Tat-
richters. Einen ctwaigen verfahrensrechtlichen Fchicr
bei Durchfiihrung der Beweisaufnahme hat der Beklagtc
vor den Oberlandesgericht nicht geriigt; er kann sich
somit gemiB dem § 295 ZPO nicht mehr darauf berufen.

II.

Der Beschwerdefiihrer macht ferner geltend, der Klii-
ger habe sich dadurch schadensersatzpflichtig gemacht,
daB er dem Beklagten die vorzeitige Klageerhebung an-
geraten habe.'Der Kldger habe zu Unrecht'angenommen,
daB die Anspriiche des Beklagten bereits Ende 1959 ver-
jiihrten; in Wirklichkeit sei der Eintritt der Verjahrung
erst Ende 1960 zu befilirchten gewesen. Durch diese Klage-
erhebung sei die Fortfithrung der Vergleichsverhandlungen
und der Abschlufl eines Vergleichs verhindert worden,
durch den Heinrich D@} eine steuerfreie Abfindung
von 3 Millionen DM gewiihrt haben wiirde.

1.) Die Revision sagt nicht, wo der Beklagte in
den Tatsacheninstenzen solche Behauptungen aufgestellt
haben s0ll. S. 10 seines Schriftsatzes vom 2. Januar 1964
hat er vielmehr vorgetragen, daff vor Beginn des Prozcsseg
die jahrclangen Bemiihungen um einen Vergleich erfolglos
geblicben waren, daB damals keine guten Aussichten fiir
einen Vergleichsschlull mehr bestanden und daB der Boden
hierfiir auch nicht vorbereitet war. Dem entsprechen die
Feststellungen des Berufungsgerichts S. 32 d. Urt.

Mit ihren hiervon abwecichenden neuen Behauptungen
kenn die Revision gemif dem § 561 Abs. 1 ZPO nicht mchr
gehort werden.
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2.) Zuden enthdlt der Brief Dr. Gl vom 6. De-
zenber 1959 nicht das, was die Revision daraus entnimmt.
Dr. G schrcibt dort an den Beklagten:

... (Ir. MB) hat offensichtlich einen Vor-
schlag, den wir nicht kennen und der ... auf
3 Millionen + Steuern hinausliuft, aber wie
ich annehmen mdchte, nicht schriftlich ge—
macht werden soll ... " |

Hierbei handelte es sich also um Vermutungen
Dr. G, decrcn Bercchtigung nach dem Gang der Ver-
handlungen zum mindesten zweifelhaft war. Denn ol
hatte bisher einen solchen Vergleich entschieden'abgc—
lehnt und nur 1.500.000 DM unter recht ungiinstigen Zah-
lungsbedingungen geboten.

Richtig ist, daB der Kl:iger dem Beklagten am 28. De-
zember 1959 mitgeteilt hat, Rechtsanwalt Dr. St N
habe als Bevollmichtigter Heinrich P vorgeschla-—
gen, dic Verjidhrungsirist durch Vereinbarung zu verlin-
gern, dic Klage ruhen zu lassen und weiterzuverhandeln
(Vermerk des Bekl. von diesem Tage). Diesen Vorschlag
darauf eingegangen, und zwar deswegen, weil er Unterla-
gen fiir dic Bercchnung der Vergleichssumme verlangte,
die ohne Prozefl nicht zu erhalten waren. Das tat er,
obwohl ihn der Kliéger darauf hingewiesen hatte, daB
Dr. St— offenbar bereit'sei, "auf die friiher von
Dr. G gcforderten 3 Millionen DM netto als Verhand-
lungsgrundlage einzugchen". |

Unter dicsen Umstiénden ist nicht zu verstehen, wiic
der Beklagte mit der Revision dem Kliger zum Vorvurf
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machen kann, er habe die Klage vorzeitig erhoben und
damit schuldhaft den AbschluBl eines Vergleichs iiber
3 Millionen DM zuziiglich Steuern verhindert.

III.

Das Berufungsgericht fiihrt ferner aus, der Klédger
habe die ihm oblicgenden Pflichten auch nicht dadurch
verletzt, daB er dem Beklagten nicht die Erhebung einer
Klage mit geringerem Streitwert angeraten habe. Es wire
auch nicht zweckmidBig gewesen, einen Anspruch aus einem
vermeintlichen Erbrecht herzuleiten; abgesehen hiervon
wire der Streitwert wahrscheinlich auch dann nicht ge-
ringer gewesen. Ebensowenig treffe den Kléger ein Vor-

" wurf, weil er die Klage nicht auf einem Beteiligungs-
Bruchteil beschrinkt habe., In diesem Falle wire mit
Sicherheit damit zu rechnen gewesen, daB Heinrich DR
eine negative Féststellungskiage erhoben hitte, wie erx
es gegeniiber seiner Schwester Pauline B cetan
"habe; dem hdtte nur durch einen Verzicht auf eine hidhere
Bef%iligung begegnet werden konnen, der aber die Ver-
gleichsaussichten stark beeintrichtigt hitte.

1.} Die Revision greift diese Feststellungen mit
der Begriindung an, du=s Berufungsgericht habe sie unter
Verletzung des § 286 ZPO getroffen.

. Ihr Ausgangspunkt ist insoweit, das Oberlandesge-
richt habe nicht beachtet, daB die Vergleichsverhand-
lungen bei ProzeBbeginn noch nicht gescheitert gewesen
seien, gute Erfolgsaussichten im Sinne des Abschlusses
iiber einen Betrag von 3 Millionen DM steuerfrei geboten
hdtten und daB diese Moglichkeit durch Versidumnis des
Kldgers entfallen sei.
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Mit diesem Vorbringen kann die Revision gemidll dem
§ 561 2P0 nicht gehdrt werden, wic zu II ausgefiihrt
worden ist. Damit entfallen auch die Folgerungen, dic
sie daraus herleitet. '

2.) Nur folgende Einzelheiten bediirfen der Ersrte-

-~ rung:

a) Das Berufungsgericht geht S. 31 d. Urt. davon
aus, daB der Beklagte nicht eine richtige Beteiligung
an dem D@JJ-Verk erstrebte, sondern sich die Teilha-
berschaft gewissermafen abkaufen lassen wollte.

Soweit die Revision dem Oberlandesgerlcht den Yor-
wurf macht, ‘es habe diese dem Kléger bekannte Absicht
des Beklagten nicht beriicksichtigt, beachtet sic den
.Inhalt des Urteils nicht hinrelchend.

b) Die Kostenfrage hat der Beklagte mit seinen Be-
atern elngehend erortert, insbesondere auch die Tat-

' sache, daB Heinrich D- im Gegensatz zum Beklagten
in der Lage war, einen langen ProzeSB mit hohem Streit-

wert durch verschiedene Instanzen durchzustehen.

Der Beklagte hat also das darinvliegende Wagnis
bewuBt auf sich genommen. Er mag sich durch die Erwd-
gung haben leiten lassen, daB entweder die von ihm ge-
fiihrten Finanzierungsverhandlungen erfolgreich sein
wiirden oder daB8 ihm immer noch Zeit zu einem Einlenken

bleiben werde.

c¢) Die Annahme des Berufungsgerichts, daB einc Be-
schriinkung des Klageantrags als Schwiche hiitte ausge-
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legt werden kdnnen und deswegen vom Kldger mit Recht
nicht empfohlen worden sei, ist nicht zu beanstanden.

Der Kldger muBte darauf hinwirken, die Grundlage
fiir einen nmoglichst giinstigen Vergleich zu schaffen.
Wenn er dabei zu dem Schlufl gelangte, daB eine Geltend-
machung der vollen Anspriiche dieses Ziel wesentlich
fordere, so ist entgegen der Annahme der Revision,
nicht zu erkennen, warum das unsachgemifl gewesen sein
s0ll; jedenfalls ist diese Ansicht des Berufungsge-
richts frei von Rechtsfehlern.

-d) Von der Moglichkeit, die Vergleichsverhandlun-
gen fortzusetzen, hat der Beklagte bewuBt keinen Ge-
brauch gemacht, obwohl der Xldger dazu geraten hatte;
es wird auf die Ausfiihrungen zu II 2 verwiesen.

Im iibrigen hatte der kidger die Klage noch nicht
eingereicht, als der Vertreter Heinrich D@, Rechts-
anwalt Dr. BofJl, weitere Verhandlungen am 16. Deztm-
ber 1959 ablehnte und den Beklagten auf den Xlageweg

" verwiesrt.

e) Eiher Vernehmung des Rechtsanwalts Dr. K-
B =15 Zeugen bedurfte es nicht.

Diesen hatte der Beklagte dafiir benannt, daB der
Vergleich allein durch dessen Bemiihungen zustande ge-
kommen und daB8 ein Streitwert von 10 Millionen DM
nicht Voraussetzung dafiir gewesen sei. Darauf kam es
fiir die Entscheidung der Frage nicht an, ob der Kliiger
seiner Beratﬁngspflicht nachgekbmmen war.

f) Der Kliger muBte die Klageantrige so fassen,
daB siec vom Gegner ernst genommen wurden. Deswegen

/406
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war es nicht ausschlaggebend, dafB der Beklagte im Grunde
bereit war, sich mit weniger zu begniigen, wenn es ihm
im Vergleichswege geboten werden sollte.

Diesem Gesichtspunkt wird das Berufungsgericht,
nicht jedoch die Revision gerecht.

g) SchlieBlich sei darauf hingewiesen, daf der Be-
klagte in dem Gebiihrenproze8 gegen Rechisanwalt
Dr. CQJP sclvst vorgetragen hat, er mache seinen
Beratern keinen Vorwurf dahin, daB der Klageantrag un-
zweckméfBig gewesen sei (Schriftsatz vom 20. Mirz 1963
in der Sache 4 U 175762 des Oberlandesgerichts Stutt-
gart). ' R

_ Diese Einstellung entSpricHt der Sachlage weit
eher als seine entgegengesetzte im vorliegenden Prozoi.

Iv.

Das Berufungsgericht’stﬁtzt_seihe Entscheidung
noch auf verschiedcne Hilfserwigungen, insbesondere
darauf, daB dem Beklagten durch das Verhalten des Klii-
gers kein Schaden entstanden sei und daB der Beklagte
treuwidrig handele, wenn er ErsatzanSprﬁbhe stelle, ob-
wohl er den Kldger in den Glauben versetzt habe, er
brauche nicht damit zu rechnen. -

- Hierauf sowie auf die dagegen gerichteten Revisions-
angriffe braucht nicht eingegangen zu werden, weil be-~
reits die Hauptbegriindung das Urteil trigt.
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Dic Revision ist somit, da das Urteil auch sonst
keinen den Beklagten beschwercenden Rechtsirrtum erkennen

148t, mit der sich aus dem § 97 ZPO ergebenden Kosten-~
folge zurickzuweisen.

Glanzmann Heimann-Trosien Rietschel

Meyer : Vogt

B T



	BUNDESGERICHTSHOF

	IM NAMEN DES VOLKES

	vn_ZH_S2Z£4L	URTEIL	Verkündet	am

	D ■■■■■ ,

	4


	1.

	II.



	/U,

	III.

	- 9 -

	10

	IV.




